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Menschenrechte und Demokratie 
in Brasilien
Präsident Fernando Henrique Cardoso hat in seiner Rede zum 
Unabhängigkeitstag am 7. September 1995 betont, daß der 
Kam pf für Freiheit und Demokratie einen neuen Namen hat: 
Er heißt M enschenrechte.1
Über die Probleme der M enschenrechte in Brasilien wird in 
den internationalen, aber auch brasilianischen M edien im mer 
wieder berichtet. Erst im August 1995 wurden nach Angaben 
der M enschenrechtsorganisation Amnesty International im 
Verwaltungsbezirk Corumbiara, Bundesstaat Rondönia, bei der 
Vertreibung von rund 500 Siedlerfamilien durch die Polícia 
M ilitar dreizehn M enschen —  neun Bauern, zwei Kinder und 
zwei Polizisten —  getötet und über 200 M enschen verwundet. 
Eine unabhängige Untersuchung des Tatherganges einschließlich 
der Frage, von wem die Gewalt ausging, steht noch aus.
In meinem Beitrag befasse ich mich mit der Analyse einiger 
zentraler Zusammenhänge zwischen dem  Stand der D em okrati­
sierung und der Durchsetzung der M enschenrechte in Brasilien. 
Die Beschreibung einzelner M enschenrechtsverletzungen steht 
hier nicht im Vordergrund.
1. Die Legate der M ilitärdiktatur
Der Übergang zur Demokratie fand in Brasilien statt, ohne 
daß es zu Reformen, d. h. zu strukturellen und personellen 
Veränderungen in Polizei und M ilitär gekommen wäre. Be­
sonders in der Polizei lebten Einstellungen und Praktiken, die 
in der Guerrillabekäm pfung gelernt wurden, auch in der 
Demokratie fort. Dies gilt vor allem für die Anwendung der
Quelle: Summ ary o f  W orld Broadcasts, AL/2404/, 9. Septem ber 1995, L/1.
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Folter (die es natürlich auch vor 1964 gab) und die zahlreichen 
Erschießungen von angeblichen Kriminellen in den großen 
Städten.
1994 erschienen die ersten Bücher, in denen einige hochran­
gige M ilitärs über ihre Erfahrungen während der M ilitärdiktatur 
sprachen.2 Aus ihren Stellungnahmen wird deutlich, daß sie sich 
zu ihrer Arbeit während der D iktatur bekennen. Sie betrachten 
die damaligen M enschenrechtsverletzungen als selten und als 
Exzesse, nicht als Folge einer von ihnen verantworteten Politik. 
N ur in einem  Fall wird die Reaktion des Staates auf die 
Guerrilla als übertrieben bezeichnet und die Strategie der 
Guerrillabekäm pfung leicht kritisiert.
Im  August 1995 wurde bekannt, daß die Regierung Cardoso 
136 Familien, deren Angehörige während der D iktatur fest­
genom m en wurden und «verschwanden», eine Entschädigung 
bezahlen wird. Dieser Plan wurde von brasilianischen M en­
schenrechtsorganisationen als unzureichend kritisiert. Sprecher 
des Heeres lehnten ihn dagegen mit Hinweis auf das Amnestie­
gesetz von 1979 ab, das beide Seiten, politische Gefangene und 
Angehörige der Sicherheitskräfte, von einer Strafverfolgung 
ausnahm  und die bereits Verurteilten amnestierte.
2. M enschenrechte und Probleme 
ihrer Durchsetzung
Ein beunm higendes Paradox Brasiliens ist die Tatsache, daß 
zahlreiche schwerwiegende M enschenrechtsverletzungen unter 
drei dem okratisch gewählten Regierungen Vorkommen. Denn 
es wäre zu erwarten, daß die Rückkehr zur Demokratisierung 
1985 auch zu einer deutlichen Verringerung von M enschen­
rechtsverletzungen geführt hätte. Diese Hoffnung war ein 
Trugschluß.3
2 Vgl. D 'A raujo /  Soares / Castro 1994a und 1994b.
3 Vgl. Am nesty International 1994, 1995a und 1995b, Dim enstein 1990,
1994, sowie Heinz 1992 und Pinheiro 1992.
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Jedes Jahr berichten nationale und internationale M enschen­
rechtsorganisationen über schlechte bis katastrophale Haftbedin­
gungen, Folter, außergerichtliche Hinrichtungen und einzelne 
Fälle von Verschwindenlassen, um nur die traditionellen Formen 
von M enschenrechtsverletzungen zu nennen. So starben zw i­
schen 1984 und Juli 1989 nach Angaben des Brasilianischen 
Instituts für W irtschafts- und Sozialanalysen knapp 1 400 
Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre eines gewaltsamen Todes, 
viele durch Todesschwadronen. Die M assaker im Carandim - 
Gefängnis, in Candelaria und Vigário Geral und zuletzt in 
Corum biara sind weitere, wichtige Beispiele für schwere, 
besorgniserregende M enschenrechtsverletzungen.
Das Problem der M enschenrechtsverletzungen läßt sich nach 
Opfern, Tätern und Ursachen aufgliedem.
Zu den Opfern von M enschenrechtsverletzungen zählen 
heute vor allem Angehörige der marginalisierten Bevölkerung, 
Kriminelle bzw. Personen, die man der Kriminalität verdächtigt, 
Prostituierte, Transvestiten, Behinderte, Straßenkinder u. a., die 
von Polizisten im aktiven Dienst oder pensionierten Polizisten, 
aber auch durch privat organisierte Todesschwadronen ermordet 
werden. Dies bleibt in aller Regel folgenlos, weil Polizei und 
Justiz zu einer effektiven Strafverfolgung zum Teil nicht in der 
Lage sind oder nicht den entsprechenden politischen W illen 
aufbringen. Charakteristisch für diese Situation ist es, daß seit 
dem  ersten Jahr der neuen Demokratie hierüber kritisch be­
richtet wird, ohne daß man deutliche Verbesserungen auf 
nationaler Ebene sowie in den einzelnen Bundesstaaten kon­
statieren könnte.
Die unm ittelbaren Täter gehören vor allem der Schutzpolizei 
(Polícia M ilitar), aber auch der Kriminalpolizei (Polícia Civil) 
an. Es sind Angehörige privat organisierter Todesschwadronen 
oder pistoleiros im Dienst von Großgrundbesitzern. W ährend 
einige der unmittelbaren Täter in den letzten Jahren verurteilt 
werden konnten, bleiben die Auftraggeber der M enschenrechts­
verletzungen, diejenigen, die die M örder bezahlen, in aller 
Regel unerkannt.
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Journalistische Recherchen und Untersuchungen von 
M enschenrechtsorganisationen deuten vor allem auf Ge­
schäftsleute in den Städten hin, die sich von einer solchen 
«Säuberung» eine Verbesserung ihres Absatzes erhoffen, weil 
das Geschäftsumfeld von M arginalisierten und drohender 
Krim inalität befreit wird. A uf dem Land sind es Groß­
grundbesitzer, die Kleinbauern und Landbesetzer von ihrem 
Land vertreiben suchen. Hunderte von Kleinbauern und Land­
arbeiter, aber auch sie unterstützende Priester und Rechtsanwäl­
te, sind bei Landkonflikten getötet worden. Nur in vier Prozent 
der Fälle wurden die Verantwortlichen vor Gericht zur Rechen­
schaft gezogen. Nach Untersuchungen des Amtes des General­
staatsanwaltes waren in insgesamt 173 Fällen von M orden auf 
dem  Land in 80 % der Fälle Angehörige der Schutz- oder 
Kriminalpolizei beteiligt. Die kirchliche Landpastorale (Co­
m issão Pastoral da Terra) meldet für den Zeitraum 1991-1994 
250 Fälle. Häufig werden die M orde durch Beauftragte der 
Landbesitzer, die sogenannten pistoleiros, durchgeführt. Selten 
wurden Fälle aufgeklärt, und häufig auch nur dann, wenn die 
Opfer einen hohen sozialen Status (z. B. Rechtsanwalt oder 
Priester) besaßen.
In der internationalen Öffentlichkeit wurde der Fall Chico 
M endes bekannt. Nach anhaltendem nationalen und vor allem 
internationalem  öffentlichen Druck wurden die Täter, ein 
Großgrundbesitzer und sein Sohn, zu einer langjährigen Gefäng­
nisstrafe verurteilt —  ein seltener Einzelfall. Allerdings gelang 
ihnen später die «Flucht» aus dem Gefängnis.
Zu den Hauptursachen von M enschenrechtsverletzungen 
zählen die erheblichen sozialen Spannungen, die sich in einem 
Umfeld von stark ungleichgewichtigem  W irtschaftswachstum  
(innerhalb des Landes), partieller M odernisierung, ungelösten 
Problem en des Landbesitzes und der starken Migration aus dem 
Nordosten in den Süden ergeben. Charakteristisch ist weiter die 
fehlende Präsenz des Staates in Form einer rechtsstaatlich 
orientierten Polizei und einer unabhängigen, effektiven Justiz. 
Folgerichtig bleiben viele schwere M enschenrechtsverletzungen
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auch im zehnten Jahr der neuen Demokratie ohne hinreichende 
Untersuchung durch Polizei und Justiz, mit der gefährlichen 
Folge, daß solche Praktiken in den Augen von Tätern und 
potentiellen Tätern als wirkungsvoll und auch als «billig» 
angesehen werden. Damit kommt es aber zu einer weiteren 
Schwächung und Zerklüftung des staatlichen Gewaltmonopols.
Für das Jahr 1994 berichtete Amnesty International, daß 
m ehrere hundert Personen von der Polizei und von Todes­
schwadronen außergerichtlich hingerichtet wurden. Aus Polizei­
stationen und Gefängnissen trafen viele Berichte über Folterun­
gen und M ißhandlungen ein. Besonders Journalisten, M enschen­
rechtler, K irchenm itarbeiter und einzelne engagierte Staats­
anwälte erhielten Todesdrohungen, mit denen sie eingeschüch­
tert werden sollten. Allein zwischen Septem ber 1993 und Juni 
1994 sollen in Rio de Janeiro 1 200 M enschen durch Todes­
schwadronen ermordet worden sein. 90 % der Fälle blieben 
unaufgeklärt.
Aus den Berichten und Analysen zu M enschenrechts­
verletzungen ergibt sich zusammenfassend folgendes Bild:
—  Auch weiterhin gibt es in Brasilien ein Gesamtbild schwerer 
M enschenrechtsverletzungen, direkt durch Übergriffe der 
Schutz- und Kriminalpolizei oder indirekt, durch Beteiligung 
an Aktionen der Todesschwadronen;
—  die Aufklärung der zahlreichen Fälle ist äußerst begrenzt 
und lädt Täter und Auftraggeber dazu ein, diese Praktiken 
fortzusetzen. Die systematische, chronische Straflosigkeit 
von M enschenrechtsverletzungen ist der singulär wichtigste 
Faktor für im mer neue Fälle;
—  die disziplinarischen Institutionen innerhalb der Polizei 
einschließlich M ilitärgerichtsbarkeit und die Justiz sind nicht 
in der Lage, einen deutlichen Rückgang der M enschen­
rechtsverletzungen zu bewirken;
—  eine schwache Zivilgesellschaft und Sympathien innerhalb 
von bestimmten Kreisen der Zivilgesellschaft mit einem  
«harten Vorgehen» der Polizei erleichtern und fördern
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ebenso M enschenrechtsverletzungen wie bestim mte M edien­
programme, die Überfälle und ähnliches noch propagan­
distisch ausnutzen, um  Angst und Rachegefühle in der 
Bevölkerung zu verstärken («bandido bom é bandido 
m orto»). Die Gegenkräfte, einzelne reformorientierte 
Offiziere innerhalb der Polizei, der Katholischen Kirche, 
von M enschenrechtsorganisationen oder das Institut «Nu­
kleus zu Gewaltfragen» der Universität São Paulo sind trotz 
allem Engagem ents noch viel zu schwach, um  effektiven 
politischen Druck ausüben zu können. Im Gesamtspiel der 
Kräfte kommt daher den internationalen M enschenrechts­
organisationen auch weiterhin eine entscheidende W arn- und 
Lobbyfunktion zu. Ohne die Stärkung der guten M enschen­
rechtsarbeit vor Ort kann die internationale Arbeit aber 
kaum Früchte tragen, denn politische Veränderungen können 
nur vor Ort erkäm pft werden, und daher sind die lokalen 
Akteure herausgefordert.
Individuelle und vor allem organisierte Gewaltanwendung 
stehen in einer direkten Beziehung zum politischen System, da 
der Staat sein M onopol legitimer und rechtsstaatlich kontrollier­
ter Gewaltanwendung ausüben sollte. Daher sollen im folgenden 
einige Problem e des politischen Systems als Rahmenbedingung 
für die Durchsetzung oder Verhinderung der M enschenrechte 
diskutiert werden.
3. Das politische System als Rahmenbedingung  
für die Durchsetzung der M enschenrechte: 
zu einigen zentralen Problemen  
der brasilianischen Demokratie
Brasilianische und ausländische Autoren stimmen darin über­
ein, daß es drei Grundschwächen des politischen Systems gibt,
Menschenrechte und Demokratie in Brasilien 85
die eine Konsolidierung der Demokratie in Frage stellen; sie 
bewerten aber ihren jew eiligen Stellenwert unterschiedlich:4
—  Das geltende präsidentielle System führte bisher oft zu einer 
Konfrontation zwischen der Exekutive und der Legislative, 
weil der gewählte Präsident in der Regel über keine parla­
mentarische M ehrheit im Kongreß verfügt. Er ist gezwun­
gen, Koalitionspartner zu finden, die sich ihre Unterstützung 
durch die Bedienung von Spezialinteressen belohnen lassen. 
Versuche, während der Verfassungsdiskussion 1987/88 und 
später während des Plebiszits die Einführung eines parla­
m entarischen Systems ernsthaft zu diskutieren, schlugen 
fehl.
—  In Brasilien sind fast alle politischen Parteien program ­
matisch nicht gebunden, so daß in der Regel Kandidaten 
und Parteien gewählt werden, die nicht auf der Grundlage 
substantieller Programme Zusammenarbeiten, sondem  
Einzel- und klientelistische Interessen bedienen. Obwohl die 
Zivilgesellschaft vor allem in den Städten stärker wird, kann 
diese keine tragfähigen politischen Alternativen zum existie­
renden Parteiensystem  bieten. Dadurch ist die Unzufrieden­
heit mit den politischen Parteien hoch. Andere strukturelle 
Faktoren, besonders die Vorherrschaft der M ediengruppe O 
Globo, m acht die politische Arbeit für Außenseiter und 
kritische Kräfte schwierig.
—  Die Tatsache, daß ein großer Teil der Bevölkerung in Armut 
und sogar absoluter Armut leben muß, hat unmittelbaren 
Einfluß auf die Chancen für politische Beteiligung der 
breiten Bevölkerung. Analphabetismus, m angelnde politi­
sche Bildung und drückende Armut machen besonders auf
Zum  politischen System  und zur jüngsten Entw icklung vgl. Jaguaribe / 
Iglésias /  Santos /  Chacon / Com parato 1986 und Jaguaribe /  Silva / Abreu 
/ Ávila / Fritsch 1990, Lam ounier 1989, 1992 und 1994, M ainwaring 1991, 
Stepan 1989, W öhlcke 1994, Calcagnotto 1994a und 1994b sowie Sem bach 
1995.
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dem  Land und in den städtischen Armutsvierteln das 
W ahlverhalten von Vergünstigungen und Versprechen 
abhängig.
K einer dieser drei Faktoren scheint sich kurzfristig ver­
ändern zu lassen. Das präsidentielle System ist durch das 
Plebiszit von 1993 bestätigt worden. Das im peachm ent-Yerfah­
ren gegen den früheren Präsidenten Collor de M ello hat zwar 
die Funktionsfähigkeit des politischen Systems in einer extre­
men Ausnahmesituation demonstriert, aber strukturelle Schwä­
chen wie z. B. Korruption und m angelnde Kontrolle der 
Bundesbürokratie bleiben weiterhin bestehen.
Im  Parteiensystem  gibt es zwar einige Parteien mit einer 
stärkeren programmatischen Ausrichtung wie PPS, PSDB und 
die PT, aber auch in Zukunft ist vom Fortbestehen des existie­
renden, zerklüfteten Parteiensystems auszugehen, das im übrigen 
von den meisten Politikern wegen seiner «Flexibilität» als 
weitgehend funktional und sinnvoll angesehen wird. Denn die 
«schwachen Parteien» sind nicht das Ergebnis eines gewisser­
maßen «natürlichen» politischen Prozesses. Vielm ehr haben die 
Politiker selbst durch das W ahlrecht und andere M aßnahmen ein 
größtm ögliches Maß an Autonomie für sich sichergestellt, eine 
Autonomie, die auf Kosten der Herausbildung stärkerer, pro­
gram m atischer Parteien erzielt werden konnte. Diese «Flexibili­
tät» ist für die Exekutive, den Präsidenten, von zentraler 
Bedeutung, um  die nötige parlam entarische Unterstützung im 
Kongreß zu erhalten.
Die Katholische Kirche und andere gesellschaftlichen 
Akteure fördern seit Jahrzehnten politische Bewußtseinsbildung, 
aber diese kann erst mittel —  oder langfristig W irkungen 
erzielen. Auch wenn sie weiter zunimmt, werden die Entfal­
tungschancen für politische Beteiligung durch fortbestehende 
Armut, die Klientel Verhältnisse weiter zementiert, beeinträchtigt. 
Die W irtschaftspolitik hat neben ihren positiven m akroökono­
m ischen Auswirkungen gesellschaftliche Kräfte wie die Gewerk­
schaften erheblich geschwächt. Neue Kräfte wie Frauenbewe­
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gung, indigene Bewegung und Umweltbewegung haben bisher 
kein vergleichbares politisches Gewicht erlangen können.
Dies führt zu einer wichtigen Schlußfolgerung: Politik wird 
in Brasilien auch weiterhin vor allem in den traditionellen 
politischen Kreisen formuliert und entschieden. Zivilgesell­
schaftlichen Akteuren gelingt es nur selten, ein eigenes politi­
sches Gewicht in den Entscheidungsprozeß einzubringen Die 
Absetzung von Präsident Collor de Mello ist eine seltene 
Ausnahm e dieser Regel, und auch hier spielten Parteien, 
Parlam ent und die M edien die entscheidende Rolle in der ersten 
Phase.
Im  Hinblick auf die Durchsetzung der M enschenrechte 
zeigen sich die zentralen Schwächen der Demokratie vor allem:
—  in der mangelnden Aufklärung von M enschenrechts­
verletzungen durch die Polizei,
—  in der langsamen, ineffektiven Arbeit der Justiz und
—  in dem mangelnden politischen W illen der Bundes- und 
Landesregierungen, eine demokratische, effektive Politik der 
inneren Sicherheit durchzusetzen, statt nur auf A b­
schreckung gegen die «bandidos» zu setzen. Sicherlich 
antwortet die bisherige Politik dam it auf die Ängste und 
Forderungen wichtiger Gesellschaftsschichten. Aber solange 
es dem  Staat nicht gelingt, eine halbwegs effektive Politik 
der inneren Sicherheit sowie eine sozial orientierte W irt­
schafts- und Sozialpolitik zu entwickeln, werden im mer 
wieder «bandidos» nachwachsen, und der Staatshaushalt für 
innere Sicherheit wird weiter steigen.
Vor allem eine Reform der Justiz ist überfällig. In einer 
Um frage von 1990 bekannten sechs von zehn Brasilianern, daß 
sie sich bei einem Überfall nicht an Polizei oder Justiz wenden, 
weil dies zu nichts führt. Nur 1,5 % gaben als Grund Angst vor 
Repressalien an. Justiz bedeutet für die verschiedenen sozialen 
Klassen unterschiedliche Dinge: Für die einen vor allem 
Repression, für die anderen Durchsetzung von Eigentumsrech-
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ten. Die W ohlhabenden können sich der Justiz oft entziehen, die 
Armen, also die M ehrheit der Bevölkerung, nicht. Zwar gibt es 
dieses Bild auch in anderen Ländern, aber in Brasilien ist es 
besonders markant. Auch bekannten 82 % der Befragten 1995, 
daß sie nicht an die Gleichheit des Brasilianers vor dem  Gesetz 
glaubten. Vor allem Hautfarbe und Reichtum  seien entscheiden­
de Faktoren für eine ungleiche Behandlung durch Polizei und 
Justiz.5
4. Die Zukunft: Politische Reformen  
als Voraussetzung 
für eine wirkungsvolle Durchsetzung 
fundam entaler M enschenrechte
Die W eiterentwicklung der Demokratie in Brasilien —  ver­
standen als Erweiterung der politischen Beteiligung der Bevöl­
kerung —  steht vor großen Herausforderungen. Sie verlangt 
nach neuen M aßnahmen der politischen Bewußtseinsbildung 
und Veränderungen im politischen Prozeß. W ichtige Voraus­
setzungen sind vorhanden, z. B. die wachsende Zustimmung 
eines großen Teils der Bevölkerung zur Demokratie, auch 
wenn ihre erheblichen Schwächen gesehen werden.
Zu den zentralen Herausfordem ngen gehören die folgenden 
Punkte:
—  Veränderungen im W ahlrecht, die die Herausbildung starker, 
program matisch orientierter Parteien fördern;
—  die Förderung politischer M assenbildung zu den Themen 
Staatsbürgerschaft, individuelle Rechte und Pflichten, von 
Beteiligungsm öglichkeiten am politischen Prozeß auf loka­
ler, föderaler und nationaler Ebene und korrespondierende 
Reformen in Politik und Verwaltung der Bundesstaaten;
—  eine ernsthafte Investition in eine Reform der Schutz- und 
Kriminalpolizei sowie der Justiz, um zumindest mittelfristig
5 Jornal do Brasil, 28. April 1995, S. 7.
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das Gewaltmonopol des Staates wiederherzustellen und den 
hohen Grad der Vollzugsdefizite —  und damit einhergehen­
der Straflosigkeit —  zu verringern;
—  eine Erweiterung der politischen Beteiligungsmöglichkeiten 
auf lokaler Ebene. Diese sollte die Chancen der breiten 
Bevölkerung verbessern, am politischen Prozeß direkt und 
effektiv teilzunehmen;
—  eine entschiedene Bekämpfung von Korruption, besonders 
im politischen Bereich. Sie würde helfen, den weit verbrei­
teten Glaubwürdigkeitsverlust und Zynismus zu verringern, 
nach der Politik im wesentlichen der persönlichen Bereiche­
rung der Politiker und ihrer Klientelgruppen dient;
—  eine stärkere Rolle der Bundesorgane bei der Durchsetzung 
der M enschenrechte. Hierzu sollte gehören, M enschenrechts­
verletzungen zu Bundesstraftaten zu machen, die Länder­
polizeien neu und einheitlich zu organisieren, und die 
M ilitärgerichtsbarkeit für die Schutzpolizei abzuschaffen und 
durch die zivile Justiz zu ersetzen.6
Bei der W iener M enschenrechtskonferenz 1993 hatte 
Brasilien zusammen mit Australien den Vorschlag gemacht, alle 
Länder sollten einen Nationalen Plan zur Durchsetzung der 
M enschenrechte vorlegen, der in enger Zusam m enarbeit mit 
zivilgesellschaftlichen Kräften und besonders M enschen­
rechtsorganisationen zu erarbeiten und umzusetzen ist. Präsident 
Cardoso hat einen solchen Plan für Brasilien angekündigt. Er 
könnte zu einem  wichtigen Instrum ent einer ernsthaften und 
nachhaltigen M enschenrechtspolitik werden. Eine regelmäßige 
öffentliche Rechenschaft darüber, welche Ziele in welchem
Am nesty International hat 1994 gefordert, daß die Bundesregierung die 
Einführung von M aßnahmen in Betracht ziehen solle, die «den Behörden 
erlauben, die Beachtung der M enschenrechte in einzelnen Bundesstaaten zu 
überwachen und den Bundesgerichtshöfen zu erlauben, Fälle von M en­
schenrechtsverletzungen zu untersuchen und gerichtlich zu verfolgen, wenn 
sie auf bundesstaatlicher Ebene nicht um gehend, vollständig und unpar­
teiisch untersucht worden sind.» (Am nesty International 1994: 58).
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Um fang erreicht werden und welche Probleme besondere 
Ressourcen verlangen, könnte dazu beitragen, die Bemühungen 
zu fokussieren und damit die Chancen zu verbessern, klare 
Ergebnisse zu erzielen.
Dies ist der entscheidende Punkt: Es geht däm m , faßbare 
Ergebnisse zu erzielen. W elche institutionellen Veränderungen 
und Reformen auch immer in A ngriff genommen werden, es 
m uß zum einen gelingen, in sehr viel stärkerem M aße als bisher 
Verantwortliche für M enschenrechtsverletzungen, die direkten 
Täter und vor allem ihre Auftraggeber, vor Gericht zu bringen, 
zum  anderen eine Strategie zur Prävention, zur Verhinderung 
von M enschenrechtsverletzungen, zu entwickeln. Anderenfalls 
droht die Ankündigung institutioneller Reformen zu einer 
M enschenrechtsrhetorik zu verkommen, die bereits heute in 
vielen Ländern verbreitet ist.
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